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Das Rechenzentrum – 100% Verfügbarkeit
Das Leben hat sich in den letzten 10 Jahren deutlich verändert, was nicht zuletzt mit einer 
stark gestiegenen Digitalisierung zu tun hat. Egal ob Social-Media, Online-Handel, Reisepor-
tale oder auch Zukunftstrends wie das autonome Fahren: Die Basis bildet eine dauerhaft ver-
fügbare IT-Infrastruktur sowohl regional, national und auch weltweit. International aufgestellte 
Wirtschaftsunternehmen, Banken und Börsen sind direkt abhängig von 100% verfügbaren 
Daten. Dieser Anspruch an Verfügbarkeit (24/7/365) spiegelt sich ebenfalls in der Energiever-
sorgung der Rechenzentren und entsprechenden Redundanz-Konzepten wider. Wie derartige 
Konzepte aussehen können und wie deren Betrieb effizient gestaltet werden kann, beschreibt 
die Rechenzentrums-Norm EN 50600, welche sich international in der technischen Spezifika-
tion ISO/IEC TS 22237-1 bis -7 wiederfindet.  

Das Rechenzentrum – Die elektrische Anlage
Ein Rechenzentrum (RZ) besteht aus folgenden elektrischen Komponenten: Niederspan-
nungs-Hauptverteilung (NSHV), Unterbrechungsfreie-Stromversorgung (USV), Untervertei-
lungen (UV), Stromschienen und den s.g. PDUs (PDU – Power Distribution Units) in den 
Serverracks.

Die Planung und Installation elektrotechnischer Anlagen und somit auch in Rechenzentren 
erfolgt nach dem allgemeinen Stand der Technik, welcher durch die DIN VDE 0100 „Errichten 
von Niederspannungsanlagen“ repräsentiert wird. Bereits während dem Errichten können Teil-
prüfungen bestimmter Anlagenbereiche erfolgen, deren Ergebnisse in die finale Abschluss-
prüfung der Anlage nach DIN VDE 0100 Teil 600 einfließen. Wurde eine elektrische Anlage 
erfolgreich geprüft, kann sie zusammen mit der Dokumentation (inkl. aller Prüfprotokolle) dem 
Betreiber der Anlage übergeben werden. Hierbei spricht man vom s.g. Gefahrenübergang auf 
den Betreiber. Ab diesem Tag ist der Betreiber für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage 
und das Einhalten aller Gesetze, Normen und Richtlinien verantwortlich – ja sogar haftbar.

Einleitung



Whitepaper // Das Rechenzentrum - Die elektrische Anlage Gesetze, Normen und Richtlinien // www.bachmann24.com 3 / 13

Dieses Whitepaper beschreibt zusammenfassend die relevanten Gesetze, Normen und Richt-
linien für den Betrieb der elektrischen Anlage eines Rechenzentrums. Die folgende Darstel-
lung zeigt vereinfacht, in welchem Zusammenhang Detaillierungsgrad und Verbindlichkeit ge-
genüber dem Gesetz stehen.

Im Folgenden wird nur auf die einzelnen Gesetze, Normen und Richtlinien eingegangen und 
in Auszügen das Wesentliche herausgestellt.

Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG
Das ArbSchG beschreibt im zweiten Abschnitt die Pflichten des Arbeitgebers wie folgt:

§ 3 Grundpflichten des Arbeitgebers

ArbSchG

(1) 	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes  
	 unter Berücksichtigung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit  
	 der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Er hat die Maßnahmen auf ihre  
	 Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls sich ändernden  
	 Gegebenheiten anzupassen. Dabei hat er eine Verbesserung von Sicherheit und  
	 Gesundheitsschutz der Beschäftigten anzustreben.
(2)	 Zur Planung und Durchführung der Maßnahmen nach Absatz 1 hat der  
	 Arbeitgeber unter Berücksichtigung der Art der Tätigkeiten und der Zahl der  
	 Beschäftigten

für eine geeignete Organisation zu sorgen und die erforderlichen Mittel be-1.	
reitzustellen sowie
Vorkehrungen zu treffen, dass die Maßnahmen erforderlichenfalls bei allen  2.	
Tätigkeiten und eingebunden in die betrieblichen Führungsstrukturen beachtet  
werden und die Beschäftigten ihren Mitwirkungspflichten nachkommen  kön-
nen.
Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf der Arbeitgeber nicht den 3.	
Beschäftigten auferlegen.

Fazit:

Der Arbeitgeber ist lt. ArbSchG verpflichtet, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten zu gewährleisten.
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BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV
§ 2 Begriffsbestimmungen

(1)	 Der Arbeitgeber hat vor der Verwendung von Arbeitsmitteln die auftretenden  
	 Gefährdungen zu beurteilen (Gefährdungsbeurteilung) und daraus notwendige  
	 und geeignete Schutzmaßnahmen abzuleiten. Das Vorhandensein einer CE- 
	 Kennzeichnung am Arbeitsmittel entbindet nicht von der Pflicht zur Durchführung  
	 einer Gefährdungsbeurteilung. (…)
(5)	 Der Arbeitgeber kann bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen bereits  
	 vorhandene Gefährdungsbeurteilungen, hierzu gehören auch gleichwertige  
	 Unterlagen, die ihm der Hersteller oder Inverkehrbringer mitgeliefert hat,  
	 übernehmen, sofern die Angaben und Festlegungen in dieser Gefährdungs- 
	 beurteilung den Arbeitsmitteln einschließlich der Arbeitsbedingungen und  
	 -verfahren, im eigenen Betrieb entsprechen.
(6)	 Der Arbeitgeber hat Art und Umfang erforderlicher Prüfungen von Arbeitsmitteln  
	 sowie die Fristen von wiederkehrenden Prüfungen nach den §§ 14 und 16 zu  
	 ermitteln und festzulegen, soweit diese Verordnung nicht bereits entsprechende  
	 Vorgaben enthält. (...) Die Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen sind so  
	 festzulegen, dass die Arbeitsmittel bis zur nächsten festgelegten Prüfung sicher  
	 verwendet werden können.

§ 14 Prüfung von Arbeitsmitteln

(1) 	 Der Arbeitgeber hat Arbeitsmittel, deren Sicherheit von den Montagebedingungen  
	 abhängt, vor der erstmaligen Verwendung von einer zur Prüfung befähigten  
	 Person prüfen zu lassen. Die Prüfung umfasst Folgendes:

TRBS Technische Regeln zur Betriebssicherheit –
TRBS 1111, 1201 und 1203
Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin konkretisiert mit den TRBS die im 
Rahmen ihres Anwendungsbereichs geltenden Anforderungen der Betriebssicherheitsver-
ordnung (BetrSichV). Bei Einhaltung dieser Technischen Regeln kann der Arbeitgeber davon 
ausgehen, dass die entsprechenden Anforderungen der Verordnung erfüllt sind. Wählt der 
Arbeitgeber eine andere Lösung, muss er damit mindestens die gleiche Sicherheit und den 
gleichen Gesundheitsschutz für die Beschäftigten erreichen.

TRBS 1111	 „Gefährdungsbeurteilung“
TRBS 1201	 „Prüfungen und Kontrollen von Arbeitsmitteln und überwachungsbedürftigen  
		    Anlagen“
TRBS 1203	 „Zur Prüfung befähigte Person“

die Kontrolle der vorschriftsmäßigen Montage oder Installation und der siche-1.	
ren Funktion dieser Arbeitsmittel,
die rechtzeitige Feststellung von Schäden,2.	
die Feststellung, ob die getroffenen sicherheitstechnischen Maßnahmen 3.	
wirksam sind.

(2) 	 Arbeitsmittel, die Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind, die zu  
	 Gefährdungen der Beschäftigten führen können, hat der Arbeitgeber  
	 wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten Person prüfen zu lassen. (...)

(8)	 Prüfung ist die Ermittlung des Istzustands, der Vergleich des Istzustands mit dem  
	 Sollzustand sowie die Bewertung der Abweichung des Istzustands vom Sollzustand.

§ 3 Gefährdungsbeurteilung
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Die TRBS 111 „Gefährdungsbeurteilung“ bildet die Grundlage aller folgenden Anweisungen, 
Schulungen und Maßnahmen für den ordnungsgemäßen Betrieb einer elektrischen Anlage. 
Der Arbeitgeber ist hier vollumfänglich in der Verantwortung für die Bewertung des Zustan-
des eines Arbeitsmittels bzw. einer Anlage, die ordnungsgemäße Verwendung, den sicheren 
Betriebszustand und das notwendige Schutzkonzept. In Abschnitt 4.2 „Allgemeine Gesichts-
punkte“ steht im Absatz (8) folgendes:

(8)	 Bei der Gefährdungsbeurteilung sind Art und Umfang der erforderlichen  
	 Prüfungen sowie Fristen der wiederkehrenden Prüfungen zu ermitteln (§ 3 Absatz  
	 6 Satz 1 BetrSichV). Ferner hat der Arbeitgeber zu ermitteln und festzulegen,  
	 welche Voraussetzungen die zur Prüfung befähigten Personen erfüllen müssen,  
	 die von ihm mit den Prüfungen von Arbeitsmitteln nach den §§ 14, 15 und 16  
	 BetrSichV zu beauftragen sind (§ 3 Absatz 6 Satz 6 BetrSichV). Nähere  
	 Ausführungen zu Satz 1 und 2 enthalten TRBS 1201 ff. und TRBS 1203.

In der TRBS 1201 „Prüfungen und Kontrollen von Arbeitsmitteln und überwachungsbedürfti-
gen Anlagen“ werden die Prüfarten, der Prüfumfang, die Prüffristen und die Prüfgegenstände 
festgelegt. Im Abschnitt 3 „Ermittlung und Festlegung erforderlicher Prüfungen“ steht folgen-
des:

(1)	 Durch Prüfungen ist insbesondere sicherzustellen, dass Arbeitsmittel den  
	 Anforderungen der Verordnung entsprechen. Entsprechendes gilt für den Betrieb  
	 überwachungsbedürftiger Anlagen. Für die einzelnen Prüfungen sind Prüfart,  
	 Prüfumfang und gegebenenfalls Prüffristen unter Berücksichtigung der jeweiligen  
	 Beanspruchung festzulegen. (…)
(2)	 Ausgehend von der Gefährdungsbeurteilung und den Maßgaben des Abschnitts 3  
	 der BetrSichV hat der Arbeitgeber bzw. der Betreiber die im Hinblick auf Prüfungen  
	 zutreffenden

Informationen des Herstellers des Arbeitsmittels bzw. der überwachungsbe-•	
dürftigen Anlage,
Regelwerke und weitere Erkenntnisse der gesetzlichen Unfallversicherungs-•	
träger,
(…)•	
relevanten Informationen zu den einzuhaltenden Anforderungen dem Stand •	
der Technik entsprechend zu berücksichtigen.

Bereits hier wird auf die Anforderungen der Unfallversicherungsträger (DGUV – Deutsche 
Gesetzliche Unfallversicherung) und den Stand der Technik (aktuell gültige Normen wie z.B. 
DIN, VDE, EN oder IEC) verwiesen.

Die TRBS 1203 legt die Anforderungen an die Voraussetzungen der zur Prüfung befähigten 
Personen fest. Im Abschnitt 2 „Allgemeine Anforderungen an die zur Prüfung befähigte Perso-
nen“ ist folgendes festgelegt:

(2)	 Der Arbeitgeber muss sicherstellen, dass die zur Prüfung befähigte Person so  
	 ausgewählt und qualifiziert ist, dass sie die ihr übertragenen Prüfaufgaben

dem Stand der Technik entsprechend (z. B. TRBS und andere technische •	
Regeln, DGUV-Prüfgrundsätze, ggf. in der erforderlichen Reihenfolge der 
Prüfschritte) und
mit dem entsprechenden Prüfumfang •	
zuverlässig und sorgfältig durchführt. In Abhängigkeit von der Prüfaufgabe •	
(z. B. Prüfumfang, Prüfanlass, Nutzung bestimmter Messgeräte) können die 
Anforderungen an die Befähigung variieren.

(3) 	 Der Arbeitgeber muss sicherstellen, dass die zur Prüfung befähigte Person  
	 ausreichend befähigt ist, sodass sie hinsichtlich der übertragenen Prüfaufgaben

Abweichungen des Istzustandes vom Sollzustand (siehe TRBS 1111) erken-•	
nen, bewerten und das Ergebnis dokumentieren kann, (…)
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Im Zusammenhang mit der „zur Prüfung befähigten Personen“ wird nicht nur die dafür not-
wendige Berufsausbildung erwähnt, sondern auch eine zeitnahe berufliche Tätigkeit (Berufs-
erfahrung). Exakt heißt es: „(…) Zur zeitnahen beruflichen Tätigkeit zum Erhalt der Prüfpraxis 
gehört die Durchführung von oder Beteiligung an mehreren Prüfungen pro Jahr. Dabei muss 
die zur Prüfung befähigte Person Erfahrung mit der Durchführung vergleichbarer Prüfungen 
gesammelt sowie die erforderlichen Kenntnisse im Umgang mit Prüfmitteln und der Bewertung 
von Prüfergebnissen erworben haben. Bei längerer Unterbrechung der Prüftätigkeit müssen 
ggf. erneut Erfahrungen mit Prüfungen gesammelt und die erforderlichen Kenntnisse aktuali-
siert werden. (…)“

Mit Blick auf eine elektrotechnische Anlage wird im Abschnitt 3.1 „Anforderungen an zur Prü-
fung befähigte Personen für Arbeitsmittel mit elektrischen Komponenten“ folgendes gefor-
dert:

(1)	 Berufsausbildung: Die zur Prüfung befähigte Person für die Prüfung der  
	 Maßnahmen zum Schutz vor elektrischen Gefährdungen muss eine  
	 elektrotechnische Berufsausbildung (z. B. Elektroniker der Fachrichtungen  
	 Energie- und Gebäudetechnik, Automatisierungstechnik oder Informations- und  
	 Telekommunikationstechnik, Systemelektroniker, Informationselektroniker  
	 Schwerpunkt Bürosystemtechnik oder Geräte- und Systemtechnik, Elektroniker  
	 für Maschinen- und Antriebstechnik sowie vergleichbare industrielle oder  
	 handwerkliche Ausbildungen) abgeschlossen haben, ein abgeschlossenes  
	 Studium der Elektrotechnik oder eine andere für die vorgesehenen Prüfaufgaben  
	 ausreichende elektrotechnische Qualifikation besitzen.

(2)	 Berufserfahrung: Die zur Prüfung befähigte Person muss für die Prüfung der  
	 Maßnahmen zum Schutz vor elektrischen Gefährdungen eine mindestens  
	 einjährige praktische Erfahrung mit der Errichtung, dem Zusammenbau oder der  
	 Instandhaltung von Arbeitsmitteln mit elektrischen Komponenten besitzen. Die  
	 Anforderungen an die Berufserfahrung sind in der Regel erfüllt, wenn eine zur  
	 Prüfung befähigte Person über eine o. g. elektrotechnische Berufsausbildung und  
	 über eine mindestens einjährige praktische Erfahrung mit der Errichtung, dem  
	 Zusammenbau oder der Instandhaltung von vergleichbaren Arbeitsmitteln im  
	 Tätigkeitsfeld verfügt.

(3)	 Zeitnahe berufliche Tätigkeit: Geeignete zeitnahe berufliche Tätigkeiten können  
	 sein: 

Reparatur-, Service- und Wartungsarbeiten und abschließende Prüfung an •	
elektrischen Geräten, 
Prüfung elektr. Betriebsmittel in der Industrie, z.B. in Laboratorien, an Prüf-•	
plätzen, 
Instandsetzung und Prüfung von Arbeitsmitteln mit elektrischen Komponen-•	
ten.

(4)	 Die zur Prüfung befähigte Person für die Prüfungen der Maßnahmen zum Schutz  
	 vor elektrischen Gefährdungen muss ihre Kenntnisse der Elektrotechnik  
	 aktualisieren, z.B. durch Teilnahme an fachspezifischen Schulungen oder an einem  
	 einschlägigen Erfahrungsaustausch. Beides kann auch innerbetrieblich erfolgen,  
	 wenn die erforderliche Fachkunde im Unternehmen zur Verfügung steht.

Fazit:

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, anhand einer Gefährdungsbeurteilungen die Anlage zu 
analysieren, Gefahren zu erkennen, Maßnahmen zu definieren und deren Umsetzung 
zu garantieren. Dafür muss er eine „befähigte Person“ definieren, welche Kenntnis über 
den Stand der Technik und ausreichend Berufserfahrung hat.
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DGUV Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung DGUV
Die gesetzliche Unfallversicherung (UV) zählt zu den Pflichtversicherungen und macht einen 
Versicherungszweig der Sozialversicherung in Deutschland aus. In ihrem Leistungsumfang 
schützt die gesetzliche Unfallversicherung aktuell alle Versicherungsnehmer, die auf Grund 
von Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten nicht mehr in der Lage sind ihrer Arbeit nach-
zukommen und deswegen eine Invalidität Unfallversicherung vorweisen können. Der Gültig-
keitsbereich der gesetzlichen Unfallversicherung umfasst die Arbeitszeit des Versicherungs-
nehmers sowie den Hin- und Rückweg von der Arbeit.

Zu den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherungen gehören die Berufsgenossenschaf-
ten (BG), welche unter dem Spitzenverband Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
(DGUV) zusammengefasst und organisiert sind.

Die Berufsgenossenschaften erarbeiten gemeinsam mit den Unfallversicherern sogenannte 
Unfallverhütungsvorschriften (UVV), deren Einhaltung von den Aufsichtsdiensten der UV-Trä-
ger überprüft wird. In den Fachbereichen der DGUV werden Vorschriften entwickelt, welche 
präventiv Sach- und vor allem Personenschäden vermeiden sollen.

Für elektrische Anlagen und Betriebsmittel sind folgende Vorschriften von besonderer Bedeu-
tung:

DGUV Vorschrift 1:	 Grundsätze der Prävention
DGUV Vorschrift 3:	 Elektrische Anlagen und Betriebsmittel

Die Vorschrift 1 beinhaltet allgemeine Hinweise zu den Pflichten des Unternehmers, des 
Versicherten und Hinweise zur Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes. Alle diese Vor-
gaben haben ein gemeinsames Ziel: Die Vermeidung von Unfällen jeglicher Art.

In dieser Vorschrift werden dem Unternehmer folgende Pflichten übertragen:

Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung (bekannt aus BetrSichV §3 und TRBS •	
1111)
die Unterweisung des Versicherten (Mitarbeiters)•	
die Kontrolle fremder Auftragnehmer bei deren Handlungen•	
die Kenntnis über die Befähigung bestimmter Personen für übertragene Aufgaben zu •	
kennen
Zutrittsberechtigungen oder auch Aufenthaltsverbote auszusprechen.•	

In der Vorschrift 3 wird explizit auf elektrische Anlagen und Betriebsmittel eingegangen. Zu-
nächst werden einige Begriffe eindeutig definiert und zwar:

§ 2 Begriffe

(1)	 Elektrische Betriebsmittel im Sinne dieser Unfallverhütungsvorschrift sind alle  
	 Gegenstände, die als Ganzes oder in einzelnen Teilen dem Anwenden elektrischer  
	 Energie (z.B. Gegenstände zum Erzeugen, Fortleiten, Verteilen, Speichern,  
	 Messen, Umsetzen und Verbrauchen) oder dem Übertragen, Verteilen und  
	 Verarbeiten von Informationen (z.B. Gegenstände der Fernmelde- und  
	 Informationstechnik) dienen. (…)
(2)	 Elektrotechnische Regeln im Sinne dieser Unfallverhütungsvorschrift sind die  
	 allgemein anerkannten Regeln der Elektrotechnik, die in den VDE-Bestimmungen  
	 enthalten sind, auf die die Berufsgenossenschaft in ihrem Mitteilungsblatt  
	 verwiesen hat. (…)
(3)	 Als Elektrofachkraft im Sinne dieser Unfallverhütungsvorschrift gilt, wer auf  
	 Grund seiner fachlichen Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrungen sowie Kenntnis  
	 der einschlägigen Bestimmungen die ihm übertragenen Arbeiten beurteilen und  
	 mögliche Gefahren erkennen kann.

Grundsätzlich werden folgende Anforderungen an den Unternehmer gestellt:
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§ 3 Grundsätze

(1)	 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass elektrische Anlagen und Betriebsmittel  
	 nur von einer Elektrofachkraft oder unter Leitung und Aufsicht einer  
	 Elektrofachkraft den elektrotechnischen Regeln entsprechend errichtet, geändert  
	 und instandgehalten werden. Der Unternehmer hat ferner dafür zu sorgen, dass  
	 die elektrischen Anlagen und Betriebsmittel den elektrotechnischen Regeln  
	 entsprechend betrieben werden.
(2)	 Ist bei einer elektrischen Anlage oder einem elektrischen Betriebsmittel ein Mangel  
	 festgestellt worden, d. h. entsprechen sie nicht oder nicht mehr den  
	 elektrotechnischen Regeln, so hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass der  
	 Mangel unverzüglich behoben wird und, falls bis dahin eine dringende Gefahr  
	 besteht, dafür zu sorgen, dass die elektrische Anlage oder das elektrische  
	 Betriebsmittel im mangelhaften Zustand nicht verwendet wird. 

Wie im Absatz (2) beschrieben, hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass sich die Anlage 
oder das Betriebsmittel in einem ordnungsgemäßen Zustand befindet. Dies kann nur durch 
regelmäßige Kontrollen (Sichtkontrolle) und wiederkehrende Prüfungen erfolgen und nachge-
wiesen werden. Hierzu werden in der Vorschrift 3 folgenden Empfehlungen ausgesprochen:

§ 5 Prüfungen

(1)	 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die elektrischen Anlagen und  
	 Betriebsmittel auf ihren ordnungsgemäßen Zustand geprüft werden

vor der ersten Inbetriebnahme und nach einer Änderung oder Instandsetzung 1.	
vor der Wiederinbetriebnahme durch eine Elektrofachkraft oder unter Leitung 
und Aufsicht einer Elektrofachkraft und
in bestimmten Zeitabständen. Die Fristen sind so zu bemessen, dass ent-2.	
stehende Mängel, mit denen gerechnet werden muss, rechtzeitig festgestellt 
werden.

(2)	 Bei der Prüfung sind die sich hierauf beziehenden elektrotechnischen Regeln  
	 zu beachten.
(3)	 Auf Verlangen der Berufsgenossenschaft ist ein Prüfbuch mit bestimmten  
	 Eintragungen zu führen
(4)	 Die Prüfung vor der ersten Inbetriebnahme nach Absatz 1 ist nicht erforderlich,  
	 wenn dem Unternehmer vom Hersteller oder Errichter bestätigt wird, dass die  
	 elektrischen Anlagen und Betriebsmittel den Bestimmungen dieser  
	 Unfallverhütungsvorschrift entsprechend beschaffen sind.

Die empfohlenen Prüffristen für ortsfester elektrischer Anlagen und Betriebsmittel sind wie 
folgt definiert:
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Interessant sind hierbei die zusätzlichen Angaben zu den Prüffristen:

„(…) Die Forderungen sind für ortsfeste elektrische Anlagen und Betriebsmittel auch erfüllt, 
wenn diese von einer Elektrofachkraft ständig überwacht werden. Ortsfeste elektrische Anla-
gen und Betriebsmittel gelten als ständig überwacht, wenn sie kontinuierlich

von Elektrofachkräften instandgehalten und•	
durch messtechnische Maßnahmen im Rahmen des Betreibens (z. B. Überwachen •	
des Isolationswiderstandes) geprüft werden. (…)“

Offensichtlich kann durch vorhandenes Fachpersonal (EFK – Elektrofachkraft), regel-
mäßige Sichtkontrollen mit ggfs. notwendigen Korrekturen und dauerhaften messtech-
nische Maßnahmen (z.B. Differenzstrommessung oder Isolationsüberwachung) die 
Prüffrist ausgesetzt oder verlängert werden. Dies hat enorme Bedeutung für die Ver-
fügbarkeit von Rechenzentren, weil im Idealfall auf das Abschalten der Anlage für eine 
notwendige Isolationsmessung verzichtet werden kann.

Die in der Vorschrift 3 häufig erwähnten „elektrotechnischen Regeln“ oder der „Stand der 
Technik“ werden im Anhang 3 klar definiert:

Elektrotechnische Regeln

Für das Inverkehrbringen und für die erstmalige Bereitstellung von Arbeitsmitteln, das sind 
Maschinen, Geräte, Werkzeuge und Anlagen, die bei der Arbeit benutzt werden, sind die 
Rechtsvorschriften anzuwenden, durch die die einschlägigen Gemeinschaftsrichtlinien auf der 
Grundlage des Artikel 95 des EG-Vertrages in deutsches Recht umgesetzt werden. Soweit 
diese Rechtsvorschriften nicht zutreffen, gelten die sonstigen Rechtsvorschriften, die die Be-
schaffenheit elektrischer Betriebsmittel regeln. Nach diesen Vorschriften sind bereits zahlrei-
che Normen oder andere technische Spezifikationen als anerkannte Regeln der Technik oder 
zur Beschreibung des Standes der Technik bezeichnet. (…)

Die Berufsgenossenschaft verweist in Ausfüllung von § 2 Abs. 2 Satz 1 der UVV „Elektrische 
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Anlagen und Betriebsmittel“ (BGV A3, bisherige VBG 4) vom 1. April 1979

1.	 auf die einschlägigen Bekanntmachungen nach den o. g. Rechtsvorschriften im  
	 Bundesanzeiger und Bundesarbeitsblatt
2.	 auf folgende VDE-Bestimmungen für den Betrieb elektrischer Anlagen und  
	 Betriebsmittel:

DIN VDE 0105-100 „Betrieb von elektrischen Anlagen“ (Allg. Festlegungen)•	
DIN VDE 0104 „Prüfanlagen; Errichten und Betreiben“,•	
DIN VDE 0800-1 „Fernmeldetechnik; Allgemeine Begriffe, Anforderungen •	
und Prüfungen für die Sicherheit der Anlagen“

Fazit:

Die Vorschriften DGUV V1+3 sind zwingend einzuhalten, wenn ein Unternehmer im Fall 
eines Unfalls nicht haftbar gemacht werden möchte. Dazu gehört u.a. das Einhalten von 
Wiederholungsprüfungen als auch die Anwendung der elektrotechnischen Regeln und 
der Stand der Technik – im konkreten Fall die DIN VDE 0105-100 und DIN VDE0100-
600. 

Normen Normen
Die in der DGUV V3 erwähnten „elektrotechnischen Regeln“ bzw. die „anerkannten Regeln 
der Technik“ sind mit Blick auf den Betrieb von elektrischen Anlagen in der DIN VDE 0105 
und im Besonderen im Teil 100 „Allgemeine Festlegungen“ definiert. Hier einige Auszüge zum 
besseren Verständnis der Zusammenhänge:

5.3.3.101.0.2	 Die wiederkehrende Prüfung muss möglichst ohne Demontage oder soweit  
		  erforderlich mit Teilmontage durchgeführt werden, (…), ergänzt durch  
		  geeignete Erprobungen und Messungen nach DIN VDE 0100-600, (…)

Die DIN VDE 0100-600 definiert wiederum folgende notwendige Maßnahmen für eine Wie-
derholungsprüfung:

Besichtigung (Dokumentation, Prüfprotokolle der Inbetriebnahme, etc.)•	
Durchgängigkeit der Verbindungen der Schutzleiter, der Schutzpotentialausgleichslei-•	
ter und der Leiter des zusätzlichen Schutzpotentialausgleichs,
Messung des Isolationswiderstands (Das bedeutet Abschalten!)•	
Messung des Isolationswiderstand zur Bestätigung der Wirksamkeit des Schutzes •	
durch SELV, PELV oder durch Schutztrennung
Messung des Isolationswiderstands/-impedanz von isolierten Fußböden und isolierten •	
Wänden
Prüfung der Spannungspolarität•	
Prüfung zur Bestätigung der Wirksamkeit des Schutzes durch automatische Abschal-•	
tung der Stromversorgung
Prüfung zur Bestätigung der Wirksamkeit des zusätzlichen Schutzes•	
Prüfung der Phasenfolge der Außenleiter•	
Prüfung des ordnungsgemäßen Betriebs und Funktionsprüfungen•	
Einhaltung des maximal zulässigen Spannungsfalls•	

Speziell die Messung des Isolationswiederstandes und das dafür notwendige Abschalten der 
Anlage stellt für Rechenzentrumsbetreiber mehr als eine Herausforderung dar, denn eine sol-
che Maßnahme beeinflusst direkt die Verfügbarkeit und vereinbart sich nicht mit seinem Ge-
schäftsmodell. Die Norm DIN VDE 0105-100 „Betrieb von elektrischen Anlagen“ (Allgemeine 
Festlegungen) bietet hier eine Möglichkeit, das Abschalten im Rahmen der anerkannten Re-
geln der Technik zu umgehen und trotzdem das Isolationsniveau der Anlage im Blick zu behalten.
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5.3.3.101.0.2	 (…) Wenn ein Stromkreis durch ein Differenzstrom-Überwachungsgerät  
		  nach DIN EN 62020 (VDE 0663) oder eine Isolations-Überwachungs- 
		  einrichtung nach DIN EN 61557-8 (VDE 0413-8) ständig überwacht wird und  
		  diese Überwachungseinrichtung einwandfrei funktioniert, kann auf die  
		  Messung des Isolationswiderstands verzichtet werden.

5.3.3.101.0.4	 Für elektrische Anlagen, die im normalen Betrieb einem wirksamen  
		  Managementsystem zur vorbeugenden Instandhaltung unterliegen, können  
		  die wiederkehrenden Prüfungen durch ein angemessenes System aus einer  
		  ständigen Überwachung verbunden mit einer kontinuierlichen Instandhaltung  
		  durch Elektrofachkräfte (EFK) ersetzt werden.

Für einen Rechenzentrumsbetreiber, dessen elektrische Anlage in der Regel einem TN-S Netz 
entspricht, bedeuten diese Ausnahmen in der Praxis folgendes:

Installation von Differenzstromsensoren (RCM – Residual Current Monitor) nach DIN EN 62020 
beginnend in der Niederspannungs-Hauptverteilung (NSHV), in den Unterverteilungen (UV) 
und sogar in den PDUs (Power Distribution Units). Letzteres ist wichtig, um kleinste Verände-
rungen in den Endstromkreisen, zu denen der Nutzer direkten Zugang hat, zu erkennen.

Ein wirksames Managementsystem bezieht sich weniger auf eine Softwarelösung, sondern 
zielt vielmehr auf organisatorische Maßnahmen ab. Dazu gehören die Schulung und Einwei-
sung von Mitarbeitern ebenso, wie die tägliche Sichtkontrolle durch Elektrofachkräfte (EFK) 
oder elektrotechnisch unterwiesenes Personal (EuP), welches unter Anleitung einer EFK tätig 
ist.

Achtung: Die zuvor beschrieben Ausnahmeregelungen entbindet den Betreiber lediglich von 
der Isolationsprüfung, denn alle anderen Maßnahmen einer Wiederholungsprüfung können 
von befähigten Personen auch im laufenden Betrieb durchgeführt werden. Welche Prüfungen 
notwendig sind und wann diese durchgeführt werden müssen, wird in der Gefährdungsbeur-
teilung festgelegt.

Verfügbare PDUs am Markt (z.B. BACHMANN) mit integrierten allstrom-sensitiven 
RCM-Sensoren Typ B erfassen Differenzströme bereits ab 0,1mA und unterscheiden 
zwischen Gleich- (DC) und Wechselfehlerströmen (AC). Die Unterscheidung nach DC 
und AC ist für die Interpretation der Messwerte und das Identifizieren möglicher Fehler-
quellen unerlässlich.

Fazit:

An den Vorgaben der DGUV V3 führt kein Weg vorbei. Gleiches gilt für den Stand der 
Technik und die Normen DIN VDE 0105-100 und DIN VDE 0100-600. Letztere bietet 
diverse Ausnahmen an, um ein Abschalten der Anlage zu vermeiden. Dazu gehören 
messtechnische Maßnahmen, welche ebenfalls normativ vorgegeben sind. (RCM-Sen-
soren gem. EN62020)

Verträge Verträge
Neben den allseits bekannten Wartungsverträgen für die jeweiligen Gewerke oder das IT-
Equipment schließt ein Rechenzentrumsbetreiber auch Verträge mit dem regionalen Energie-
anbieter ab. Darin werden nicht nur die benötigte Leistung in Kilowattstunden [kWh] und die 
dazugehörigen Preise in EURO pro [kWh] geregelt, sondern auch die technischen Anschluss-
bedingungen (TAB). Diese verpflichten beide Vertragspartner, gewisse Standards in Bezug 
auf Qualität der angebotenen Energie einzuhalten. Dazu gehören z.B. die maximale Schieflast 



Whitepaper // Das Rechenzentrum - Die elektrische Anlage Gesetze, Normen und Richtlinien // www.bachmann24.com 12 / 13

der drei Phasen oder der maximale Anteil an Oberwellen, welche durch die spezifische An-
lage generiert werden. Hierbei handelt es sich also primär um wirtschaftliche und technische 
Vereinbarungen.

Natürlich muss sich ein Rechenzentrumsbetreiber entsprechend versichern und dazu gehört 
u.a. eine Gebäudeversicherung. Bei diesen Verträgen bedienen sich die Versicherungsunter-
nehmen in der Regel bei der GDV Dienstleistungs-GmbH & Co. KG. (GDV Gesamtverband 
der Deutschen Versicherungswirtschaft). Der Verband erarbeitet Positionen zu politischen 
und gesellschaftlichen Fragen und vereint somit die Interessen seiner Mitglieder. Historisch 
bedingt verfügt der GDV über enorme Fachkompetenz und unterhält z.B. eine Tochtergesell-
schaft zur aktiven Schadensverhütung – die VdS Schadensverhütung GmbH.

Der Zusammenhang zwischen GDV und VdS wird z.B. in den Verträgen zur Gebäudever-
sicherung erkennbar. Darin enthalten ist oftmals die Feuerschutzklausel SK3602. Hier ein 
kurzer Auszug daraus:

„(…) Der Versicherungsnehmer hat die elektrischen Anlagen jährlich auf seine Kosten durch 
einen von der Zertifizierungsstelle der VdS Schadenverhütung GmbH anerkannten Sachver-
ständigen prüfen und sich ein Zeugnis (Befundschein VdS 2229) darüber ausstellen zu las-
sen. (…)“

Mit einem solchen Vertrag wird der Versicherungsnehmer (z.B. Rechenzentrumsbetreiber) 
zu jährlichen Prüfungen durch einen VdS-Sachverständigen verpflichtet. Da sich ein Sach-
verständiger an den anerkannten Regeln der Technik orientieren muss, wird er die jährliche 
Wiederholungs-prüfung gemäß DIN VDE 0100-600 durchführen und das bedeutet, bei einer 
nicht vorhandenen dauerhaften messtechnischen Überwachung, erneut das ABSCHALTEN 
der Anlage.

Fazit:

Im Eskalationsfall wird der Gebäudeversicherer genau prüfen, ob die technischen An-
lagen die Ursache für den Schaden waren, ober der Unternehmer alle notwendigen 
Maßnahmen zum Erhalt des ordnungsgemäßen Zustandes der technischen Anlagen 
eingeleitet hat und die Mitarbeiter entsprechende Vorgaben hatten. Werden entspre-
chende Missstände aufgedeckt, ist der Unternehmer haftbar und die Leistungen der 
Versicherung wird gemindert oder im Extremfall sogar verweigert.
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Zusammenfassung Zusammenfassung / Handlungsempfehlung
Der öffentliche und privatwirtschaftliche Anspruch an ein Rechenzentrum liegt bei 100% Ver-
fügbarkeit (24/7/365). Obwohl das Handling von Daten und die Datensicherheit (DSGVO) 
hohe Priorität genießen, gelten für die Betreiber der elektrischen Anlage gleichermaßen hohe 
Anforderungen an Verfügbarkeit und noch mehr an den Personen- und Anlagenschutz. Dies-
bezüglich sind folgende Gesetze, Normen und Richtlinien zwingend einzuhalten:

Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG •	
Grundpflichten des Arbeitgebers: Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer  

Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV •	
Gefährdungsbeurteilung, Wiederkehrende Prüfung 

Technische Regeln zur Betriebssicherheit – TRBS •	
Gefährdungsbeurteilung, Prüfungen und Kontrollen von Arbeitsmitteln und überwa-
chungsbedürftigen Anlagen, Allgemeine Anforderungen an zur Prüfung befähigte 
Personen (EFK + EuP) 

DGUV – Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung •	
Vorschrift 1: Grundsätze der Prävention 
Vorschrift 3:	 Elektrische Anlagen und Betriebsmittel (d.h. Wiederholungsprüfungen lt. 
Norm) 

Normen •	
DIN VDE 0105-100 „Betrieb von elektrischen Anlagen“ (Teil 100: Allg. Festlegungen) 
DIN VDE 0100-600 „Errichten von Niederspannungsanlagen“ (Teil 600: Prüfungen) 
Ausnahmeregelung: dauerhaft überwacht (z.B. Differenzstromüberwachung mit 
RCM-Sensoren gem. EN 62020) und wirksames Managementsystem 

Verträge •	
SK3602 Feuerschutzklausel mit einer Pflicht zur jährlichen Prüfung durch einen VdS-
Sachverständigen

Die Wiederholungsprüfung einer elektrischen Anlage (z.B. Rechenzentrum) gemäß 
DGUV V3 und in Anlehnung an die DIN VDE 0100-600 ist rechtlich unumgänglich, d.h. 
diese muss alle 4 Jahre durchführt werden.

Ein Abschalten der Anlage zum Zweck der Isolationsprüfung kann z.B. durch ein wirk-
sames Managementsystem in Verbindung mit einer dauerhaften Messeinrichtung z.B. 
Differenzstrommessung mit RCM-Sensoren gem. EN 62020 umgangen werden.

Die Basis für alle Maßnahmen und Entscheidungen bildet eine Gefährdungsbeurtei-
lung, welche zu Beginn des Betriebs anzufertigen und deren Gültigkeit in regelmäßigen 
Abständen zu prüfen und ggfs. zu ergänzen/korrigieren ist. 

Datum: 14. August 2019

BTS Business Trading Shops GmbH
Am Marienhof 8
22880 Wedel

Tel. +49 4103 - 90387-00
Fax +49 4103 - 90387 11
info@bachmann24.com
www.bachmann24.com


